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Maulkorb: Per einstweiliger Verfügung hat Dr. Janusz Rat, KZVB-Vorsitzender, dem 
Finanzausschussvorsitzenden der KZVB, Dr. Frank Portugall, den Mund verbieten 
lassen. Dies betriff t Aussagen im Portugall-Interview im Mundauf No. 13 zu Prämien 
und Vorstandsverträgen. Gleichzeitig hat Rat den Verlag Springer-Medizin sowie die 
Verfasserin des Artikels „Das Vertrauen fehlt“  in der zahnärztlichen Fachzeitschrift  
„Der Freie Zahnarzt“ verklagt. 

V.i.S.d.P.: Dr. Thomas Sommerer, stv. Landesvorsitzender FVDZ Bayern, Herzog-Heinrich-Str. 10, 80336 München

Analyse des Vertragsabschlusses zwischen KZVB und AOK

Harte Landung
Die bayerischen Vertragszahnärzte können mit dem Ergebnis des ausgehandelten AOK-Ver-
trags nicht zufrieden sein. Was hat die KZVB-Führung nach vielen Monaten der Verhandlun-
gen erreicht? Dr. Reiner Zajitschek hat den Vertragsabschluss analysiert und misst die zahn-
ärztlichen Verhandlungsführer Dr. Janusz Rat und Dr. Stefan Böhm an ihren Versprechungen, 
alles viel besser machen zu wollen als ihre Vorgänger. An ihrer eigenen Messlatte sind sie je-
doch gescheitert. 

Kommentar

Kritiker unerwünscht
In der KZVB-Führung läuft es nicht rund. 
Vertragsabschlüsse werden lautstark hochge-
jubelt, man klopft sich gegenseitig auf  die 
Schulter, ignoriert Beschlüsse der Vertreter-
versammlung und reagiert dünnhäutig auf  
Kritik.  
Dr. Frank Portugall, Finanzausschussvorsit-
zender der KZVB, hat es gewagt, Kritik zu 
üben: am Vorstandsvorsitzenden Dr. Janusz 
Rat und an den Versammlungsleitern der 
Vertreterversammlung. Es geht um den Um-
gang mit Leistungsprämien und Vorstands-
verträgen. Portugall hat dies schließlich auch 
öffentlich gemacht. Als Reaktion enthob ihn 
der Vorstand der KZVB-Ämter. Bis heute ig-
noriert die KZVB-Führung den Beschluss 
der Vertreterversammlung vom 12. Mai 
2015, Portugall unverzüglich in alle Ämter 
einzusetzen. Lediglich den Vorsitz im Fi-
nanzausschuss „durfte“ er weiter überneh-
men. 
Wie mit Kritikern verfahren wird, zeigt die  
anschließende Diffamierungskampagne ge-
gen Portugall. Er würde seinen persönlichen 
Rachefeldzug gegen die ehemaligen Partei-
freunde Rat und Böhm führen, weil man ihn, 
Portugall, nicht zum ZBV-Vorsitzenden in 
München gemacht habe, zitiert die DZW aus 
einer Stellungnahme der KZVB - wohlge-
merkt die KZVB wird zitiert, nicht etwa seine 
ehemaligen Parteifreunde von ZZB. Hier 
setzt offensichtlich der gesunde Menschen-
verstand aus: Ein 74-jähriger Mann, der be-
reits zweimal ZBV-Vorsitzender war - für wie 
dumm halten Rat und Böhm die zahnärztli-
che Öffentlichkeit? 
Diese Geschichte ist noch nicht zu Ende, sie 
nimmt gerade ihre schlimmstmögliche Wen-
dung. Rat hat Portugall verklagt und ihm 
vom Gericht mittels einstweiliger Verfügung 
einen Maulkorb umhängen lassen. Wenn das 
der Umgang mit Kritik ist, muss sich keiner 
wundern, warum junge Zahnärztinnen und 
Zahnärzte beim Thema Standespolitik ab-
winken!  
                                       Anita Wuttke

Von den vereinbarten Punktwerterhöhung bleibt nach Abzug der Überschreitungen der Gesamtvergü-
tungsobergrenze in Höhe von 1,56% lediglich eine Punktwerterhöhung von 1,67% übrig!
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Punktwerterhöhung: 1,6%

Trotz vollmundiger Versprechen, trotz Schieds-
amtsverhandlungen lediglich 1,6 Prozent 
Punktwerterhöhung nach Abzug der Honorar-
überschreitung. So wurde mit der AOK Bayern 
für das Jahr 2013 vereinbart, den restriktiven 
und öffentlichkeitswirksamen Honorarvertei-
lungsmaßstab nicht anzuwenden und weder 
Kollegen/innen noch Öffentlichkeit über Bud-
getengpässe zu unterrichten. Stattdessen sollten 
Überschreitungen der Gesamtvergütungsober-
grenze in Form einer Punktwertabsenkung im 
Folgejahr kompensiert werden. Das Ergebnis: 
nicht 3,2%, sondern nur 1,6%! 

Floatender Punktwert

Die gleiche Vereinbarung wurde übrigens mit 
der Techniker Krankenkasse getroffen: Die im 
Honorarverteilungsmaßstab festgeschriebene 
Puffertagsregelung für die Jahre 2015 und 2016 
soll nicht angewendet werden. Budgetüber-
schreitungen sollen stattdessen im Jahr 2017 
kompensiert werden. Ein taktisches Manöver, 
das darauf  abzielt, den KZVB-Wahlkampf  
2016 frei von Puffertagen zu halten. Die mögli-
chen Folgen: der floatende Punktwert und da-
mit höchstwahrscheinlich weniger Geld für die 
geleistete Arbeit!

Kein zusätzliches Geld für RKI etc.

Sämtliche (auch künftige) Kosten für die 
Umsetzung der RKI-Richtlinien in den Pra-
xen sind  vollumfänglich in der Erhöhung 
enthalten und künftige Kosten für die Umset-
zung können gegenüber der AOK nicht mehr 
geltend gemacht werden. D.h. in der geringen 
Punktwerterhöhung sind die Kosten für die 
Umsetzung der RKI-Richtlinie bereits ent-
halten. Auch für weitere Parameter gibt es 
kein zusätzliches Geld: Morbiditätsentwick-
lung, die Zahl und Struktur der Versicherten 
sind mit Vertragsabschluss ebenfalls abgegol-
ten.

___________________________________

Minus 50% bei Budgetüberschreitung 2015

Laut Pressemitteilung der KZVB habe die 
AOK zugesagt, „dass sie bei einer Budgetüber-
schreitung im Jahr 2015 bis zu drei Millionen 
Euro zusätzlich bereit stellen würde“. Was 
bedeutet es, dass die AOK bei einer Budget-
überschreitung bis 6 Millionen Euro auf  die 
Hälfte ihrer Rückforderung verzichtet? Jeder 
Euro, den die AOK 2015 zusätzlich zur Ver-
fügung stellt, bedingt eine Arbeitsleistung, die 
dem doppelten Betrag entspricht.  Schlagen 
Sie einmal Ihren Angestellten vor, Überstun-
den zum halben Stundenlohn zu erbringen. 
Auch die Vereinbarung für das Jahr 2016, nach 
der Erhöhungen im Bereich der Grundlohnsum-
me enthalten sind, hat einen Haken. Sollte die 
KZVB mit einer anderen Krankenkasse (BKK, 
TK, IKK und vdek) eine Vereinbarung unterhalb 
dieser Marge abschließen, hätte das negative 
Auswirkungen auf  den Punktwert 2017.

Neue BEMA-Leistungen
im Budget

Ab 2017 sind die neuen BE-
MA-Leistungen, die in Zu-
sammenhang mit Kooperati-
onsverträgen mit Alten- und 
Pflegeheimen abgerechnet 
werden können, Bestandteil 
der plafondierten Gesamtver-
gütung. Die Alterspyramide in 
Deutschland lässt ahnen, wel-
che zusätzlichen Belastungen 
noch in die Gesamtvergütung 
fallen werden.

Fazit

Rat und Böhm sind als Tiger 
abgesprungen und als Bettvor-
leger gelandet. 

Dr. Reiner Zajitschek
2. ZBV-Vorsitzender OFR

Reset verspielt.
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Interview mit MdL Bauer über die Partynia-Affäre und Prämien

KZVB-Vorstand: Offene Fragen

Herr Professor Bauer, Sie haben am 
16.07.2014 eine „Schriftliche Anfrage“ an die 
Bayerische Staatsregierung zu den ausgedehn-
ten Nebentätigkeiten des hauptamtlichen 
KZVB-Vorsitzenden Dr. Janusz Rat gerichtet. 
Warum war Ihnen das wichtig?
Im Rahmen meiner Bürgersprechstunde sind 
mehrere zahnärztliche Kollegen/innen mit der 
Bitte an mich herangetreten, bei der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde der KZVB, nämlich dem 
Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit 
und Pflege, zu den Nebentätigkeiten des KZVB-
Vorsitzenden Dr. Rat und weiterer offener Fra-
gen eine Schriftliche Anfrage zu stellen.
Als langjähriger Standespolitiker der Zahnärzte 
liegt mir sehr viel an Transparenz, Offenheit 
und kollegialer Zusammenarbeit innerhalb der 
Zahnärzteschaft. Deshalb war mir diese Anfra-
ge auch so wichtig.

Wie wurde auf die „Partynia-Affäre“ reagiert 
und welche konkreten Forderungen haben Sie 
gestellt?
Nach ausgiebiger Recherche und Einholung 
weiterer Informationen habe ich diese „Schrift-
liche Anfrage“ mit mehreren Fragen und Un-

terfragen an die Staatsregierung formuliert und 
beim Landtagsamt des Bayerischen Landtags 
eingereicht. Eine Drucklegung der Anfrage, die 
dadurch einer breiten Öffentlichkeit zugänglich 
geworden wäre, war aufgrund des Datenschut-
zes nicht möglich.
Deshalb erfolgte die Antwort ohne eine Druck-
legung. Die Anfrage wurde am 19.09.2014 von 
der Staatsregierung beantwortet. Ich habe Fra-
gen gestellt, die auch mehr oder weniger aus-
führlich beantwortet wurden. 

Welche Reaktionen seitens des aufsichtfüh-
renden Ministeriums haben Sie erhalten?
Vom Staatsministerium für Gesundheit und 
Pflege habe ich, wie bereits geschildert, Ant-
worten auf  meine Fragen erhalten. Das Staats-
ministerium hat auch dargestellt, wie sie mit 
dem Sachverhalt umgegangen ist: Es fand ein 
persönliches Gespräch mit dem Vorstand der 
KZVB statt, dem Vorstand wurde eine schriftli-
che Stellungnahme des Ministeriums zugeleitet 
und es wurde auf  „die geltende Rechtslage hin-
gewiesen und darum gebeten, beim künftigen 
Abschluss von Dienstverträgen die Regelungen 
zur Gewährung von Prämien entsprechend zu 

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer ist Zahnarzt und Abgeordneter des Bayerischen Landtags 
für die Freien Wähler. Er hat die Partynia-Affäre zu den Nebentätigkeiten von Dr. Janusz Rat 
und den Umgang mit Prämienzahlungen in der KZVB mittels „Schriftlicher Anfrage“ an die 
Staatsregierung  thematisiert. 

präzisieren“. Diese Antwort hat es in sich 
und ist sehr bemerkenswert.

Wie schätzen Sie die Affäre ein und wer 
oder was müsste sich aus Ihrer Sicht bewe-
gen?
Im Interesse der gesamten Zahnärzteschaft 
ist es wichtig, dass der Vorstand der KZVB 
jederzeit Rechenschaft über seine Tätigkeiten 
und Aktivitäten gegenüber den Kolleginnen 
und Kollegen ablegt. Meine „Schriftliche An-
frage“ war wichtig und hat zur Aufklärung 
beigetragen. Sie hat für Antworten auf  viele 
offene Fragen gesorgt. Jedoch haben sich 
weitere Fragen ergeben und diese werden in 
der nächsten Zeit abgearbeitet, unter Um-
ständen werden sich auch weitere parlamen-
tarische Initiativen daraus ergeben, die ich 
dann gerne einleiten werde.
Vielen Dank für dieses Interview
Das Interview führte Anita Wuttke.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
MdL (Freie Wähler)

Bayerisches Landessozialgericht zur KZVB-Wahl 2010

Wahlverstöße festgestellt

In der Gesamtbetrachtung, so entschied das 
Gericht auch mit Blick auf  die bereits bevorste-
hende KZVB-Wahl 2016,  seien die Vorwürfe 
jedoch nicht als so gravierend anzusehen, um 
den Bestandsschutz aufzuheben. Andernfalls 
hätten Neuwahlen angeordnet werden müssen. 
Eine Revision ist nicht gestattet.
Gegenständlich waren die grafische Aufarbei-
tung der „Puffertage“ in der Publikation 
„KZVB-Transparent“, Ausgabe 8/2010 vom 
April 2010 mit der Aussage, ZZB habe weitaus 
weniger „Puffertage“ produziert als der FVDZ 
in der KZVB, bzw. die in Ausgabe 8/2010 vom 
Mai 2010 getroffene  Aussage, die KZVB-Vor-

sitzenden Rat und Reißig hätten in ihrer Amts-
zeit deutlich höhere Punktwerte erzielt als ihre 
Vorgänger in der FVDZ-geführten KZVB. 

Die Bedenken der Kläger hinsichtlich Verlet-
zung der Neutralitätspflicht der KZVB konnte 
der Richter zwar nicht von der Hand weisen, 
sah aber die Relevanz aufgrund des zeitlichen 
Abstands zur Wahl nicht gegeben. Nach der Be-
schwerde des FVDZ Bayern beim Landeswahl-
leiter sind  offensichtlich keine Verstöße mehr 
vorgekommen.  

Stimmen zum Urteil: www.fvdz-bayern.de

Fünf Jahre nach der letzten Wahl zur Vertreterversammlung der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung Bayerns (KZVB) hat das Bayerische Landessozialericht (LSG) die Wahlanfrechtung von 
drei Zahnärzten zwar zurückgewiesen. Einen Persilschein stellt das LSG der KZVB hinsicht-
lich ihres Umgangs mit der Neutralitätspflicht jedoch nicht aus.

Um diese Ausgabe 8/2010 und die darauff olgende 
9/2010 ging es vor dem LSG. Hier  wurden die Bud-
getspartage in der  FVDZ-Zeit mit den Puff ertagen 
in der ZZB-Zeit verglichen. Das Gericht sah den 
Vergleich  „problematisch“.

30. APRIL 2010

Eine Publ ikat ion der  Kassenzahnärzt l ichen Vereinigung Bayerns
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Die Wahlperiode des KZVB-Vorstands 

geht zu Ende. Im Juli sind die baye-

rischen Vertragszahnärzte aufgeru-

fen, eine neue Vertreterversammlung 

zu wählen, die dann wiederum einen 

neuen Vorstand wählen wird. Wir wol-

len Sie in einer kleinen Serie darüber 

informieren, was in den zurücklie-

genden Jahren erreicht wurde.

In dieser Ausgabe richten wir den 
Blick auf das leidige Thema Puf-

fertage, die eine Folge der Budgetie-
rung sind. Seit 1993 müssen sich die 
Zahnärzte damit herumschlagen. Der 
damalige Bundesgesundheitsminister 

Horst Seehofer hatte durchgesetzt, 
dass die Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) für 
zahnerhaltende Behandlungen nicht 
stärker steigen dürfen als die Grund-
lohnsumme (siehe Kasten). Droht das 
Budget einer Kasse überschritten zu 
werden, muss die KZVB gemäß dem 
Honorarverteilungsmaßstab (HVM) 
darauf durch die Festsetzung soge-
nannter „Puffertage“ reagieren. Per 
Rundschreiben werden die Mitglieder 
über die drohenden Honorarkür-
zungen informiert und gebeten, die 
Behandlung der Patienten, die bei den 
betroffenen Kassen versichert sind, an 
diesen Tagen auf ein Mindestmaß zu 

Puffertage massiv reduziert
Har te  Verhandlungen hab en sich  gelohnt

Das Tandem Rat/Reißig konnte in den vergangenen Jahren die Zahl der Puf fertage 
durch harte Verhandlungen mit den Krankenkassen deutlich reduzieren. 


